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Spektakel in Flecktarn

Im Angriffsmodus

Waffenshows und Nachwuchsrekrutierung zum »Tag der Bundeswehr« am kommenden 
Wochenende. Antimilitaristische Proteste angekündigt. Von Christian Stache

Linke will zurück in NRW-Landtag. Parteitag soll dafür erste Weichen stellen

Nach der Premiere im vergan-
genen Jahr mit über 200.000 
Besuchern lässt das Vertei-

digungsministerium am kommenden 
Sonnabend zum zweiten Mal in der 
Nachkriegsgeschichte einen »Tag der 
Bundeswehr« ausrichten. Die dabei 
veranstalteten Shows stehen in der 
Tradition des »Tags der Wehrmacht« 
während der Zeit des deutschen Fa-
schismus. Das zeitgenössische Propa-
gandaspektakel in Flecktarn findet mit 
mehreren tausend Soldaten an 15 Mi-
litärstandorten im gesamten Bundes-
gebiet, beispielsweise in der branden-
burgischen Gemeinde Schlieben, statt. 
In Bonn, Koblenz und Erfurt werden 
Teile der Performance auch auf öffent-
lichen Plätzen inszeniert.

Auf einer Sonderseite im Internet 
wirbt die Bundeswehr vor allem mit 
Waffenshows für »ihren« Tag. Jugen-
doffiziere und »Karriere«-Berater 
informierten über den Dienst an der 
Waffe. An zahlreichen Orten träten Mi-
litärmusiker auf, Sportsoldaten gäben 
Auskunft über die Sportförderung der 
Bundeswehr, Kirchenvertreter hielten 
Feldgottesdienste ab und Reservisten 
plauderten über ihr »zivilmilitärisches 
Engagement«. Wie zur Uraufführung 
2015 wird im Laufe des Tages Bundes-
verteidigungsministerin Ursula von der 
Leyen (CDU) eine Rede halten, die an 
alle Veranstaltungsorte per Liveschal-
tung übertragen wird.

Erstmals präsentieren die Mili-
tärhochschulen in Hamburg und in 
München die Kaderschmieden des 
deutschen Offizierskorps. Drei Städte 
sind bereits zum zweiten Mal dabei: 
Koblenz, Sitz des Kommandos Sani-
tätsdienst der Bundeswehr, der »größte 
Bundeswehr-Standort« in Wilhelms-
haven sowie Bonn, Heimat des Kom-
mandos Streitkräftebasis, das die Aus-

landseinsätze von Deutschland aus un-
terstützt und für die zivil-militärische 
Zusammenarbeit im Inland zuständig 
ist.

Der »Tag der Bundeswehr« geht auf 
die Beschlüsse zur Reklame- und Re-
krutierungskampagne »Aktiv. Attrak-
tiv. Anders. – Bundeswehr in Führung« 
aus dem Jahre 2014 zurück. Damals 
hieß es aus dem Verteidigungsmini-
sterium, zur »Verankerung der Bun-
deswehr in der Gesellschaft« werde 
ab 2015 jedes Jahr ein solcher Tag der 
offenen Tür ausgerichtet, »an dem sich 
die Bundeswehr an zahlreichen regio-
nalen Standorten auch als attraktiver 
Arbeitgeber« präsentieren solle.

Die Deutsche Friedensgesellschaft – 
Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen 

(DFG-VK) ruft für den 11. Juni unter 
dem Slogan »Kein(en) Tag der Bundes-
wehr« zu bundesweiten Protesten auf. 
Im Aufruf kritisiert die Organisation 
das Verteidigungsministerium dafür, 
mit dem »Millionen Euro schweren 
Propaganda«-Event die Bevölkerung 
von Militäreinsätzen überzeugen und 
junge Leute für den Kriegsdienst wer-
ben zu wollen. An mindestens zehn der 
16 beteiligten Standorte sind Kundge-
bungen, Infostände und andere Aktio-
nen geplant.

Antimilitaristische Bündnisse mobi-
lisieren vor allem zum »größten Stand-
ort im Südwesten Deutschlands«, Stet-
ten am kalten Markt, außerdem nach 
Trier und Bonn. Der »Tag der Bun-
deswehr« biete eine wunderbare Ge-

legenheit, Kriegspropaganda mit viel-
fältigen Aktionen entgegenzutreten, 
sagt Markus Gross vom Antimilitaristi-
schen Aktionsbündnis Köln, das »wie-
der attraktive Widerstandsaktivitäten« 
für den 11. Juni in Bonn vorbereite.

Bereits vor zwei Wochen schaltete 
die DFG-VK eine zweite Internetseite 
zum »Tag der Bundeswehr«, deren 
Design dem Original der Bundeswehr 
zum Verwechseln ähnlich sieht (jW 
berichtete). Diese Homepage verweist 
jedoch auf die zwölf Auslandseinsätze 
der Bundeswehr von »Afghanistan im 
Osten bis Mali im Westen, vom Koso-
vo im Norden bis nach Somalia im Sü-
den«. Kernaussage: Tausende Soldaten 
kämpften »mit der Waffe in der Hand 
für deutsche Interessen«.

Wahlumfragen zufolge wird 
der nordrhein-westfälischen 
Linkspartei aktuell mit 

sechs bis sieben Prozent der Einzug 
ins Parlament des bevölkerungsreich-
sten Bundeslandes prognostiziert. Am 
14. Mai des kommenden Jahres wird 
gewählt. Bei einer Landespressekon-
ferenz, die am Montag in Düsseldorf 
stattfand, präsentierte sich die Partei 
kämpferisch. »Eine starke Linke in 
NRW ist mehr gefragt denn je«, sagte 
die amtierende Landessprecherin Öz-
lem Alev Demirel im Gespräch mit jW. 
Demirel verwies vor allem auf die The-
men Armut und Soziales, welche den 
schon jetzt beginnenden Wahlkampf 
dominieren sollen. »Menschen, die von 

Armut oder Abstiegsängsten geprägt 
sind, brauchen keine warmen Worte 
von der ›rot-grünen‹ Landesregierung, 
sondern eine soziale Infrastruktur, si-
chere und gut entlohnte Arbeitsplätze 
und Perspektiven in der Bildung für 
alle Kinder, unabhängig vom Geldbeu-
tel der Eltern«, erklärte die Linke-Po-
litikerin.

Tatsächlich stieg die Armutsquote 
in Nordrhein-Westfalen seit 2006 um 
rund 26 Prozent an und liegt deutlich 
über dem Bundesdurchschnitt. Insge-
samt mehr als drei Millionen Menschen 
leben im von SPD-Ministerpräsidentin 
Hannelore Kraft regierten Bundesland 
in Armut oder sind von Armut bedroht. 
Mittlerweile ist fast jedes fünfte Kind 
in Nordrhein-Westfalen auf Hartz-IV-
Leistungen angewiesen. Das sind rund 
3,8 Prozent mehr als im letzten Jahr. 
Dabei hatte Kraft stets betont, kein 
Kind »zurücklassen« zu wollen. Die 
Realität sieht hingegen anders aus. Es 
sei ein Skandal, dass hier praktisch ta-
tenlos zugesehen werde, kritisierte die 
Linke. Sie sei die einzige Partei, die ein 
echtes Sozialprogramm durchsetzen 
könne, weil nur sie bereit sei, sich dafür 
mit den Vermögenden anzulegen.

Am kommenden Wochenende 
kommt die NRW-Linke in Bergheim 

zu ihrem Landesparteitag zusammen. 
Dann wird auch ein neuer Landesvor-
stand gewählt. Während Landesspre-
cherin Demirel sich erneut zur Wahl 
stellen will, kündigte der bisherige 
Landessprecher Ralf Michalowsky an, 
nicht erneut für dieses Amt kandidieren 
zu wollen. Ob er als Landtagskandidat 
antritt, ließ Michalowsky noch offen. 
Als sein Nachfolger in der Funktion des 
Landessprechers tritt der Wirtschafts-
politiker Christian Leye an.

In NRW könne man beobachten, was 
ein entfesselter Kapitalismus anrichte, 
konstatierte Leye am Montag im Ge-
spräch mit jW. »Die Folgen der Agen-
da-Politik schlagen hier voll durch«. 
Zugleich wohne jeder vierte deutsche 
Superreiche in NRW. »Die Landesre-
gierung verschließt jedoch beide Augen 
vor den Zuständen im Land und verwei-
gert seit Jahren jeden Kommentar zum 
Armutsbericht des Paritätischen Ge-
samtverbandes«, kritisierte der Linke-
Politiker weiter. Ein Jahr vor dem Wahl-
kampf fordere die SPD dann soziale 
Gerechtigkeit angesichts der Folgen ih-
rer eignen Politik. Auf dem anstehenden 
Landesparteitag werde man die klare 
Botschaft nach außen senden, dass die 
Politik der letzten Jahre in NRW kra-
chend gescheitert sei. »Antworten auf 

die Probleme des Landes können nur 
von links kommen«, so Leye.

In ihrem Leitantrag für den Landes-
parteitag kündigen die NRW-Linken 
an, die soziale Frage offensiver stellen 
zu wollen. Die Bekämpfung von Ras-
sismus müsse »zentral mit dem Kampf 
gegen Armut und gesellschaftliche 
Ausgrenzung verbunden werden, weil 
es nach wie vor richtig ist, dass die-
se Probleme nicht in erster Linie Aus-
druck unterschiedlicher Kulturen sind, 
sondern nach wie vor ein Problem von 
oben und unten«, heißt es darin weiter.

Die NRW-Landtagswahl, die ge-
meinhin als »kleine Bundestagswahl« 
und damit letzter Stimmungstest gilt, 
verspricht spannend zu werden. Der 
letzten Wahlumfrage des Meinungsfor-
schungsinstituts Infratest dimap vom 
22. Mai zufolge lägen CDU und SPD 
mit jeweils 31 Prozent gleichauf. Bünd-
nis 90/Die Grünen könnten zehn Pro-
zent der Wählerstimmen für sich ver-
buchen. Die FDP wäre mit acht Prozent 
im Landtag, Die Linke mit sechs. Die 
AfD wäre mit zwölf Prozent erstma-
lig im Düsseldorfer Landtag vertreten. 
Die dort aktuell noch in Fraktionsstärke 
vertretenen Piraten, werden mittlerwei-
le in den Umfragen nicht mehr erwähnt.
� Markus Bernhardt

Münster: Mutmaßlicher 
Brandstifter verhaftet
Münster. Nach einem Feuer in 
einer geplanten Flüchtlings-
unterkunft in Münster hat die 
Polizei einen 23jährigen als 
mutmaßlichen Brandstifter 
festgenommen. Möglicherweise 
sei der Mann für die Tat in der 
Nacht zum Samstag sowie für 
eine weitere versuchte Brand-
stiftung Ende April verantwort-
lich, erklärte Oberstaatsanwalt 
Martin Botzenhardt am Montag 
in Münster. Bei dem Feuer in 
der unbewohnten Unterkunft im 
Stadtteil Hiltrup war nach ersten 
Schätzungen ein Sachschaden 
im sechsstelligen Euro-Bereich 
entstanden. Verletzt wurde 
niemand. Auf die Spur des Ver-
dächtigen kam die Polizei durch 
Hinweise während der Ermitt-
lungen. Der Mann wurde den 
Angaben zufolge am Sonntag 
abend festgenommen. Bei der 
Durchsuchung seiner Wohnung 
sei »umfangreiches Beweisma-
terial« gefunden worden, ein 
Richter habe einen Haftbefehl 
erlassen. � (dpa/jW)

Mehrjährige Haftstrafen 
gefordert
Heinsberg. Die Staatsanwalt-
schaft hat mehrjährige Haftstra-
fen für vier junge Männer gefor-
dert, die einen Asylbewerber im 
nordrhein-westfälischen Kreis 
Heinsberg bewusstlos geprü-
gelt haben sollen. Die 18 und 
19 Jahre alten Männer hätten 
aus Ausländerhass zugeschla-
gen, sagte die Staatsanwältin 
am Montag vor dem Jugend-
schöffengericht. Die vier sollen 
auf drei Flüchtlinge an einer 
Bushaltestelle eingeschlagen 
haben, unter anderem mit einem 
Teleskopschlagstock. � (dpa/jW)

Die Kleinsten auf den »Dienst an der Waffe« neugierig machen: Der dreijährige Ben am Milan-System (Fritzlar, Juni 2015)
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Zitat des Tages

Der Kolumnist Jan Fleischhauer 

am Montag auf Spiegel online

Wenn die Anerkennung 
von Tugenden wie 

Fleiß, Pünktlichkeit 
und Ordnungsliebe das 

entscheidende Krite-
rium ist, um als Kern-
deutscher zu gelten, 

dürften auch Teile der 
deutschen Unterschicht 
als nicht wirklich inte-
griert gelten. Wer nicht 
einmal in der Lage ist, 

seinen Kindern zum 
Frühstück ein Butter-
brot zu schmieren, von 
dem wird man kaum 

sagen können, dass er 
die hiesige Leitkultur 

verinnerlicht hat.

»Besser als gerührt sein ist, sich rühren« 
Es ist an der Zeit, Position zu beziehen

Veranstaltung zum Thüringer »Bericht der Landesregierung 
zu Stand und Weiterentwicklung der Aufarbeitung der SED-Diktatur« 

Es sprechen Dr. Hans Bauer, Vorsitzender der GRH 
und Horst Parton, Vorsitzender der ISOR

Freitag, den 10. Juni 2016
um 16.00 Uhr

in Erfurt, Roßlauer Straße 1, Gaststätte »Dahlie«

Eine gemeinsame Veranstaltung von KPF Thüringen, ISOR und GRH
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